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hat der 2° Senat des Bundessozialgcrichts auf
die mündliche Verhandlung vom 29° Januar 1959,
an der mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzendenq

Bundesrichter Dr„ B a r e e e l und

Bundesrichter H u n g e r
als weitere Berufsrichter9

Bundeseozialricht€r T i e d t und

Bundessozialrichterin Dr„ B e r t s c h 8
—als ehrenamtliche Beisitzcr‚

für Recht erkannt:

Ziffer 1 des Urteils des Bayerischen Landessozial—
gcrichts vom 210 März 1956 wird aufgehobeno

Die Berufung der Bundesausführungsbehörde für Un—
fallversicherung gegen das Urteil des Sozialge—
richts München vom 17„ Februar 1954 wird als unzu—
lässig verworfen° Die Bundesausführungsbchördc für
Unfallvcrsicherung hat der Klägerin die außerge—
richtlichen Kosten des ■evisionsverfahrcns zu er—
statten, außeräem die der älägerin in der Beru—
fungsinstanz erwachsenen kosten, soweit sie die—
ser nicht bereits durch Ziffer III des Berufungs-
urteils zugesprochen worden sind°

Von Rechts wegen°
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Der Ehemann der Klägerin war im Jahre 1945 zur Truppenbetreuung

in Rußland als Musiker mit einer Monatsgage von 3600 RM vertrag—
lich verpflichtet werden° Bei dieser Tätigkeit verunglückte er
im Juli 1943 tödlich durch Sturz von einer Bühne in Bobruisk°

Die Eigenunfellversicherung (EUV„) der NSEAP erkannte mit Be—

scheid vom 24° November 1943 einen "Dienetunfall" an unä gewähr—
te unter anderem der Klägerin eine Witwenrente, die auf Grund der

Satzung der EUV° (AN„ 1944 S. 177) ein Drittel des Jahreserbeits—

verdienstes (JAV.) von 9600 RM = monatlich 266,67 RM betrug°
Nachdem die Zahlung dieser Rente mit dem Ende des Krieges ein—

gestellt worden war, beantragte die Klägerin im Juni 1951 bei der

Verwaltungs—Berufsgenossenseheft (BG.), ihr die Rente weiter zu

gewähren° Die BG° lehnte dies mit Bescheid vom 27° Oktober 1953

ab: Die Tätigkeit des Ehemanns der Klägerin bei der Truppenbe—

treuung sei als militärähnlioher Dienst anzusehen, deshalb habe

die Klägerin keinen An3prueh auf Entschädigung aus der gesetz—

lichen Unfallversieherung (UV.)‚ sondern einen solchen nach dem

Bundesvereorgungsgesetz (BVG)°

Das Sozialgericht (SG.), auf das die Sache nach @ 215 Abs° 2 des

Sozielgeriehtsgeeetzee (SGG) überging, hat das Land Bayern, ver—

treten durch das Lendeeversorgungsamt, und die Bundesausführungs-

behörde für UV„ (BAFU„) gemäß @ 75 Abs. 2 Halbsetz 2 SGG beige—

laden° Durch Urteil vom 170 Februar 1954 hat es 1.) die beklagte

BG° in Abänderung ihres Besoheids vom 27. Oktober 1953 verur—

teilt, der Klägerin vom 1° Oktober 1950 bis 31. härz 1952 eine

Witwenrente von monatlich 120,— DÄ zu gewähren, 2.) die beigele—

dene BAFU„ verurteilt, der Klägerin vom 1. April 1952 bis 31°

August 1952 eine Witwenrente von monatlich 120,» DM und vom 1°

September 1952 an eine solche von monatlich 150,— DM zu gewäh—

reno Das SG° ist davon ausgegengen, daß der Ehemann der Kläge—

rin nicht einer Schädigung bei Ausübung militärähnlichen Dienstes,

sondern einem Arbeitsunfall zum Opfer gefallen ist° Es hat den
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Veruicherungssohutz aus 9 557 Nr„ 6 Reichsvereicherungßord—

nung (EVO) in der Fassung des 6° Gesetzes über Änderungen

in der UV„ vom 9° März 1942 (6„AndG) hergeleitet; als lei—
stungspfli@htig hat es angesehen für die Zeit vom 1° Okto—

ber 1950 bis 310 März 1952 gemäß 5 23 des Bayerischen Ge—
setzes über 00°

Änderungen in der UV° vom 31° Dezember 1948

(010319 1949 80 29) sowie Nro 2 b der Bestimmungen des Reiche—

V0rsicherungsamts vom 22° April 1942 (AN„ 1942 So 287) die be-'

klagte BG„ für die Zeit vom 1„ April 1952 an gemäß 337 Abs. 1
Nr„ 1 Satz 3 der Fremdrentene und Auslandsrentenge8etze (FredeGä

vom 70 August 1953 die beigeladene BAFUO Hinsichtlich des für

die Witwenrente maßgebenden JAVQ.hat das 800 _ unter Außeracht—

leesung der für die EUV° der NSDAP gültig gewesenen Setzungsbe—

stimmungen — bis zum 31„ August 1952 den in 5 563 Abso 3 RVO

in der Fassung des 6. landG° vorgeschriebenen Höchstbetrag von
7200 DM, für die Zeit vom 1° September 1952 an den durch 3 4
des Gesetzes über die Erhöhung der Einkommenegrenzen in der So—

ziulversicherung (mm) vom 15‚ August 1952 (BGBL 1 s„ 437)
festgesetzten neuen döchstbetrag von 9000 DM zugrunde gelegto

Die Beklagte, der das Urteil am 10° März 1954 zugestellt worden-

ist, hat hiergegen am 26° äärz 1954 Berufung eingelegto Mit
Schriftsatz vom 20° Oktober 1954 hat sie erklärt, ihre Berufung

richte sich nicht gegen die - vom SG„ zutreffend entschiedene —
Frage der Zuständigkeit; das angefochtene Urteil möge vielmehr

lediglich in Bezug auf die Höhe des festgesetzten JAV° überprüft

werden, der nicht mehr als 7200 DM betragen dürfe° In der münd—

lichen Verhendlung am 210 märz 1956 hat die Beklagte vorgetragen,

sie sei hinsichtlich der Entscheidung über den JAV° nicht be—

schwert, sie bestreite jedoch das Vorliegen eines Arbeitsunfalls

unä beantragc. Klagabweisung°

Der Beigelädenen ist das Urteil am 11° härz 1954 zugestellt wor—

den° Mit Schreiben vom 4. Mai 1954 am den Direktor des SG° hat
sie ausgeführt9 das Urteil beruhe ihrer Ansicht nach bezüglich

der Zugrundelegung des JÄV° von 9000 DM für die Zeit vom 1. Sep—

'tember 1952 an auf unrichtiger Anwendung des EEG„; die Verwal—
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tungeakten seien ihr erst am 30 April 1954 zugegengen, infolge—

dessen habe sie nicht mehr rechtzeitig Berufung einlegen kön—°

nen; da nun wegen der Frietversäumnis eine Überprüfung durch

das Landessozialgericht (LSGO) ausgeschlueeen sei, bitte sie

um Rat, auf welche Weise das Urteil doch«noch "einer Revision

unterzogen“ werden könne° ber Kammervorsitzende des SG« hat die
Beigeladene belehrto Darauf hat diese mit einem an das SG° ge—
richteten Schreiben vom 25„ Mai 1954 erklärt, sie schließe sich

"gemäß 5 74 SGG in Verbindung mit @62 Zivilprozeßordnung (ZPO)"

der Berufung der Beklagten an und rüge die unrichtige Feststel—

lung eines JAV° von 9000 DM; vorsorglich benntrnge sie gemäß.
@ 67 Abs° 1 800 die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand° Das

SG° hat die beiden Schreiben der Beigeladenen am 11„ Juni 1954

dem LSG„ vorgelegt° In der mündlichen Verhandlung hat die‘Bei—
geladene — unter Hinweis auf die ihrer Ansicht nach anzuwenden—

den Vorschriften des BVG° — das Vorliegen eines Arbeiteunfalls

besttitten‚ ferner den vom SG° festgestellten JAV. von 9000 DM

bemängelt und Klagebweieung beantragt°

Das LSG° hat in Änderung von Ziffer 2 des angefochtenen Urteils

die beigeledene BAFUo verurteilt, der Klägerin die Witwenrente

vom 1„ September 1952 an unter Zugrundelegung eines JAV° von

7200 Dä zu zahlen und im übrigen die Berufunäen der beiden be—
teiligten Vereicherungsträger zurückgewiesen° Es hat die recht—

zeitige und zulässige Berufung der beklagten BG„ als gemäß @ 74

SGG, @ 62 ZPO wirksam auch zugunsten der beigeladenen BAFU° an—

geseheno Eine Schädigung im Sinne des BVGn liege - entgegen der

von den Versicherungeträgern vertretenen Auffassung — nicht vor,

so daß die Rechtsfolge aus 5 54 BVG: nicht in Betracht komme°
Das 500 habe indessen zu Unrecht für die von der Beigeledenen

vom 1° September 1952 an zu zahlende Rente den JAV„ auf 9000 DM

festgesetzt; @ 4 EEGO sei nur auf nach dem 1. September 1952

eingetretene Unfälle nnWendber; für die Zugrundelegung des JAV°

sei das zur Zeit des Unfallereignieses geltende Recht maßgebend‚

im vorliegenden Falle also & 565 Abs. 5 EVO in der Fassung des

6° ÄndG° mit der Höchstgrenze von 7200 RM — DM„ Im Hinblick auf

die grundsätzliche Bedeutung, die der Auslegung des @ 4 EEG° zu—
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komme‚ hat das LSGD die hevision zugelassen°

Gegen das am 4° Juli 1556 zugestellte Urteil hat die Klägerin

am 180 Juli 1956 Revision eingelegt, sie mit einer Verletzung

des © 4 EEGo begründet und beantragt, unter Aufhebung der Zif—

fer I„ des angefochtenen Urteils "die Berufung der Beklagten"

gegen das Urteil des SG„ in vollem‚Umfeng zurückzuweieen° Mit

Schriftsatz vom 4° September 1957 hat die Klägerin erklärt, ih—

re Revision richte sich nur gegen die — vom LEGO als "Beklagte

zu 2" bezeichnete — beigeledene BAFU° Mit Schriftsatz vom 70

Oktober 1957 hat die im Armenrecht beigeordnete Prozeßbevoll—

mächtigte der Klägerin die Revieionseinlegung wieäerholt und

— ergänzend zur materiell—rechtlichen ■üge — geltend gemacht‚

das LSG° hätte die Berufung der Beigeledenen als unzulässig

verwerfen müssen; sie beantragt,

unter Aufhebung der Ziffer l° des angefochtenen Urteils

das Urteil des SG° in vollem Umfang wieder herzustellen°

Die Beigeledene beantragt?

die Revision zurückzuwei‘sen°

Sie meint9 das LSG° habe zu Recht über ihre Berufung sachlich

entschieden; dennzzwischen ihr und der Beklagten habe eine not—

wendige Streitgenossenechaft im Sinne des 6 62 ZPO bestanden°!»

Das angefochtene Urteil sei auch materiell—rechtlich zutreffend°

Die Beklagte hat sich im Revisionsverfahren schriftsätzlich

geäußert, in der mündlichen Verhandlung jedoch vertragen las—

’sen, sie stelle keinen Antrag°

II°

Die Revision ist statthaft nach % 162 Abe‚ 1 Nre 1 SGG° Sie

ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet worden (@ 164
SGG) und demnach zulässig° Sie ist auch begründet“

Auf die zulässige Revision hatte der Senat von Amts wegen —
also ohne daß es noch auf das Vorbringen der Klägerin im Schrift—
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vom 79 Oktober 1957 ankam — die Frage der Zulässigkeit

der von der Beigeladenen eingelegten Berufung zu prüfen (vgl°

BSG° 2 S0 225, 245)° Diese Frage ist vom LSG„ zu Unrecht be—
jaht werden,

Zutreffend ist das LSG° zunächst davon ausgegangen, daß die

Beigeladene mit ihren eigenen Schriftsätzen die Berufungsfrist

des 5 151 Abs° 1 SGG nicht eingehalten hat° Das Schreiben vom
40 Mai 1954, das eine bloße Bitte um Rechtsauskunft enthält,

ist überhaupt nicht als Rechtsmittelschrift anzusehen° Das

Schreiben vom 25, Mai 1954, das den Willen, das Urteil des SG°
anzufeehten‚ zum Ausdruck bringt, ist erst am 11, Juni 1954 —
also 2 Monate nach Ablauf der Berufungsfrist — beim LSG. einge—

gangen, Die vom LSG° nicht besonders erörterte höglichkeit

einer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand war offensichtlich

nicht gegeben; denn der Beginn der einmonatigen Erist des g 67

Abs° 2 Satz 1 SGG wäre hier spätestens auf den 4. Mai 1954Aen—

zusetzen, an diesem Tag müssen nämlich — wie sich aus dem In—

halt des an das SG° gerichteten Schreibens ergibt — die von der

Beigeladenen angeführten Schwierigkeiten'einer Bearbeitung des

Falles behoben gewesen sein°

Dem Standpunkt des LSG°, zwischen der Beigeladenen und der Be—

klagten habe notwendige Streitgenossenschaft (@ 74 SGG, @62
ZPO) bestanden und deshalb wirke die von der Beklagten recht—

zeitig eingelegte Berufung auch zugunsten der Beigeladenen,

vermochte der Senat hingegen nicht beizupi‘lichten° Zur Annahme

einer notwendigen Streitgenossenschaft zwischen den beiden am

Verfahren beteiligten Versieherungsträgern genügt nicht der Um—

stand, daß die Klägerin von ihnen Leistungen auf Grund dessel-

ben Ereignisses — Arbeitsunfall des Ehemanns — begehrt, viel—

mehr wäre hierfür erforderlich, daß die gegen die Beklagte und

die L3igeladen0 erhobenen Ansprüche identisch sind (BSG. 8 S„ 149

LT5275279 Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts,
?, Auflo, 8° 450 fo)° Dies ist hier nicht der Fall; denn sowohl
die Zeiträume, für welche die Beklagte und die Beigeladene je—

weils zur Hentenzahlung in Anspruch genommen werden sind, als
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auch Lie Rechtsgrundlagen‚ aus denen sich ihre Leistungspflichti

ergeben hat? sind verschieden: Die Beklagte ist für die Zeit

bis zum 310 März 1952 zur Rentenzahlung auf Grund des 5 23

des Bayerischen Gesetzes vom 31° Dezember 1948 verpflichtet9

die Beigeladene hingegen für die Folgezeit auf Grund des

5 ? Fremd■G°9 wobei ihr gegenüber die vom SG„ ausgesprochene

Verpflichtung zur Erhöhung des JAVo gemäß @ 4 EEG„ einen be—

sonderen Streitgegenstand gebildet hat‚ der die Beklagte von
vornherein nicht berührte° — Wegen dieser Verschiedenhcit der

gegen die Beklagte unä die Beigeladene jeweils geltend ge—

machten Ansprüche kenn nach Ansicht des erkennenäen Senats

auch nicht aus der Zweckbestimmung des 3'75 Abs° 2, 5 SGG

eine Verpflichtung des LSG° hergeleitet werden, auf das

Rechtsmittel der Beklagten auch über den gegen die Beigelae

dene erhobenen Anspruch zu entscheicien° Die im Urteil des

40 „enats vom 150 Januar 1959 (Sozll° 8GG @ 75 Bl° Da 4
1 13) für eine derartige Auslegung des @ 75 SGG angeführ—O

„

ar

ten Geeichtsyunkte - Vermeidung sich praktisch widersprechen—

der Urteile in getrennten Prozessen bzw° in den verschiedenen

Rechtszügen desselben Verfahrens, prozeßökonomische Erwägun—

gen — sind jedenfalls in der hier zu entscheidenden Suche

ohne Bedeutungo

Obgleich im Schriftsatz der Beigeledenen vom 25. hai 1954

nit der Bezugnahme auf % 74 SGG in Verbindung mit 5 62 ZYO

.iicht die einschlägigen Verfahrensvorschriften angeführt]

werden, hat der Senat geprüft, ob dadurch etwa eine soge—
nannte uneelbständige Anschlußbcrufung (@ 202 SGG in Ver—

bindung mit % 521 ZPO) wirksam erklärt worden ist? über

die 633 LSG„ eine Sachen scheidung treffen mußteo Auch

dies war jedoch zu verneineno Das im Verfnhrcn nach dem

SGG chteprechcnd anwenäbero Institut der Anechlicßung

ist nach der Rechteprcchung als ein nngriffsweise wirken—
,

der Antrag des Berufungsbeklagtcn innerhalb ner Berufung
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dee Gegners eufzufassen (vgl° BSG° 2 So 229 LEBg7hit wei—
teren Nechweisen; SozR° RVO @ 1444 eoFo Bl° A3 1, Nr° 1;

zur Anschlußrevision entsprechend BSC 8 s„ 24 1537)0 Dies
at zur Folge, daß im Verfahren nach dem SGG ein auf der

Seite des Berufengeklägers streitender 3eteiligter sich

nicht der Berufung anschließen kenne Eine erweiternäe An—

wendung des 9 521 ZPO in dem Sinne, daß der mit der An—

eehlußberufung geltend gemachte Anspruch sich nicht ge—
gen den Berufungskläger zu richten braucht (so LSG° Hord—

rhein—Westh, Breitheupt 1957 3° 687), wird nach Ansicht
des Senats durch Verfehrcnsgrundeätze der Seeielgcrichtß—

barkeit als einer besonderen Verwaltungsgerichtsbarkeit

nicht erfordert (vgl° aueh Budo-fürtto VGH in ESVGH Ede

IV 5 118 ■2_q7 = Vermlispn 6 3 „ so 802; Eyermen—
Eröhlerv VGG—Kemmenter, 2° Auflo‚ Anne 1 zu ; 108, S„ 290;

Hufnagl, Sie Verweltungsgerichtsbarkeit in der britischen

und amerikanischen Zone, Anno zu 5 108 fGG So 306; v°Wer—
der—Lebe—Ortmann, Das Verfahren vor den Verweltungsge—

richten — KRVO 165 — Anmo III zu % 86 3„ 194; BaycrcLbGo‚

Amtsbl° Bayer° An„ 1954 3 B 116; HeseoL3Go‚ 350 1955

So 261)0 Im vorliegenden Fall hat aber die Beigeledene —
wie sich sehen aus den übereinstimmenden Sachenträgen der

beiden Versicherungsträger im Berufungsverfehren ergibt —
sich auf der Seite der Berufungsklägerin (Beklagten) en—

schließen wollen° Das war unzulässigo

Das LSG° hätte demnach über den von der Beigeladenen

im Berufungeverfahren verfolgten Anspruch nicht sach—

lieh entscheiden dürfeno Deshalb war Ziffer 1 seines

Urteils eufzuheben und die Berufung der Beigeladcncn

gegen das Urteil des SG° ale unzulässig zu verwerfcno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Kostenentscheidung beruht auf € 193 SGG()

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

